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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
für eine Richtlinie des Rates zur Änderung von Artikel 5 Abs. 2 der 
Richtlinie vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf die 
Ansammiung von Kapital 
— Drucksache 7/1962 — 


A. Problem 

Die Anwendung von Artikel 5 Abs. 2 der Richtlinie vom 
17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf die Ansamm- 
lung von Kapital kann in Fällen der Erhöhung des Gesell- 
schaftskapitals zu einer zu hohen Besteuerung führen. 


B. Lösung 

Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie vom 17. Juli 1969 wird in der 
Weise geändert, daß bei Bareinlagen statt des tatsächlichen 
Wertes der jedem Gesellschafter zugeteilten oder gehörenden 
Gesellschaftsanteile künftig der Nennwert die Mindestgrund- 
lage für die Erhebung der Gesellschaftsteuer bildet. 

Einmütigkeit im Aussdiuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

unbedeutend 
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Drucksache 7122 ^% 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Huber 


Die Vorlage — Drucksache 7/1962 — wurde dem 
Finanzausschuß mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 24. April 1674 überwie- 
sen. Der Finanzausschuß hat über die Vorlage am 
11. Juni 1974 beraten. 

Die Vorlage sieht vor, Artikel 5 Abs. 2 der 
Richtlinie vom 17. Juli 1969 betreffend die indirek- 
ten Steuern auf die Ansammlung von Kapital zu 
ändern. Bei Anwendung dieser Vorschrift hat sich 
gezeigt, daß im Falle der Erhöhung des Gesell- 
sdiaftskapitals die vorgesehene Zugrundelegung des 
tatsächlichen Wertes der jedem Gesellschafter zuge- 
teilten oder gehörenden Anteile zu einer Besteue- 


rung führt, die — • gemessen an den Grundsätzen 
der harmonisierten Gesellschaftsteuer — zu hoch 
sein kann. Um dieses ungewollte Ergebnis zu ver- 
meiden, sieht die Vorlage vor, Artikel v5 Abs. 2 
in der Weise zu ändern, daß der tatsächliche Wert 
der jedem Gesellschafter zugeteilten oder gehören- 
den Gesellschaftsanteile nicht mehr die Mindest- 
grundlage für die Erhebung der Gesellschaftsteuer 
bildet. 

Der Ausschuß hat von der Vorlage, die einem 
Wunsch der Bundesrepublik Deutschland Rechnung 
trägt und eine Steuer betrifft, die ohnehin auslau- 
fen soll, zustimmend Kenntnis genommen. 


Bonn, den 12. Juni 1974 


Frau Huber 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Vorlage — Drucksache 7/1962 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 12. Juni 1974 


Der Finanzaussdiuß 

Frau Funcke Frau Huber 

Vorsitzende Berichterstatterin 


2 



